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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

4 StR 119/23 
 

vom 

12. September 2023 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

1.  
 

2.  

3.  

4.  
 

 

 

wegen zu 1.:  Anstiftung zur Einfuhr von Betäubungsmitteln in nicht gerin- 
                     ger Menge u.a. 
zu 2.:  bandenmäßigen Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in  
  nicht geringer Menge u.a. 
zu 3. und 4.: Beihilfe zum bandenmäßigen Handeltreiben mit  
  Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge  
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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung der Beschwerdeführer am 12. September 2023 gemäß 

§ 349 Abs. 2 und 4 StPO, § 354 Abs. 1 analog StPO beschlossen: 

 

1. Der Antrag des Angeklagten A.      auf Aussetzung des Revi-

sionsverfahrens wird zurückgewiesen. 

2. Auf die Revisionen der Angeklagten A.     und B.     wird das 

Urteil des Landgerichts Münster vom 25. August 2022 im Ein-

ziehungsausspruch dahingehend geändert, dass die Einzie-

hung des Wertes von Taterträgen angeordnet wird 

a) gegen den Angeklagten A.      in Höhe von 385.000 € und  

b) gegen den Angeklagten B.       in Höhe von 818.555 €; 

die darüber hinausgehende Einziehung des Wertes von Ta-

terträgen entfällt. 

3. Die weiter gehenden Revisionen der Angeklagten A.      und 

B.       sowie die Revisionen der Angeklagten K.      und 

N.             werden verworfen. 

4. Jeder Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels 

zu tragen. 
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Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten A.      wegen Handeltreibens mit Be-

täubungsmitteln in nicht geringer Menge in zehn Fällen, Handeltreibens mit Be-

täubungsmitteln in nicht geringer Menge in Tateinheit mit Anstiftung zur Einfuhr 

von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge sowie wegen Beihilfe zum Han-

deltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge und zur Einfuhr von 

Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge in zwei Fällen zu einer Gesamtfrei-

heitsstrafe von acht Jahren und sechs Monaten verurteilt. Gegen den Angeklag-

ten B.       hat es wegen Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer 

Menge in acht Fällen und wegen bandenmäßigen Handeltreibens mit Betäu-

bungsmitteln in nicht geringer Menge in sechs Fällen auf eine Gesamtfreiheits-

strafe von neun Jahren erkannt. Ferner hat das Landgericht betreffend die Ange-

klagten A.      und B.       Einziehungsentscheidungen getroffen. Den Angeklagten 

K.      hat es wegen Beihilfe zum bandenmäßigen Handeltreiben mit Betäubungs-

mitteln in nicht geringer Menge zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren und neun 

Monaten verurteilt und ebenfalls eine Einziehungsentscheidung getroffen; den 

Angeklagten N.              hat es wegen Beihilfe zum bandenmäßigen Handeltrei-

ben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge in vier Fällen zu einer Ge-

samtfreiheitsstrafe von drei Jahren verurteilt. 

Der Angeklagte A.     beanstandet mit seiner Revision die Verletzung ma-

teriellen Rechts und beantragt, das Verfahren auszusetzen, bis der Gerichtshof 

der Europäischen Union über ein Vorabentscheidungsersuchen des Landge-

richts Berlin entschieden hat. Seine Revision sowie die des Angeklagten B.     , 

die auf die Rüge der Verletzung formellen und materiellen Rechts gestützt ist, 

erzielt den aus der Beschlussformel ersichtlichen Teilerfolg. Im Übrigen sind die 

Rechtsmittel – ebenso wie die auf den Strafausspruch beschränkte, auf die 
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Sachrüge gestützte Revision des Angeklagten K.     und die Revision des Ange-

klagten N.             , mit der er die Verletzung sachlichen Rechts rügt – unbegrün-

det im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO.  

1. Der Antrag des Angeklagten A.    , das Revisionsverfahren bis zur Ent-

scheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union in der Rechtssache  

C-670/22 auszusetzen, bleibt ohne Erfolg. Eine „Aussetzung“ kommt hier bereits 

deshalb nicht in Betracht, weil für die Entscheidung über das Rechtsmittel des 

Angeklagten A.      ohne Belang ist, wie der Gerichtshof der Europäischen Union 

die ihm durch Beschluss des Landgerichts Berlin vom 19. Oktober 2022 

([525 KLs] 279 Js 30/22 [8/22]) vorgelegten Fragen zur Auslegung einzelner Vor-

schriften der Richtlinie 2014/41/EU beantwortet (Rechtssache C-670/22, ABl. EU 

2023 Nr. C 35 S. 31 f.). Denn der Senat hat darüber vorliegend mangels einer 

diesbezüglich erhobenen Verfahrensbeanstandung nicht zu befinden (vgl. auch 

BGH, Beschluss vom 18. April 2023 – 3 StR 489/22 Rn. 2). 

2. Die von dem Angeklagten B.       erhobene nicht ausgeführte Verfah-

rensrüge ist unzulässig (§ 344 Abs. 2 Satz 2 StPO). 

3. Die sachlich-rechtliche Prüfung des Urteils zum Schuld- und Straf-

ausspruch hat keinen Rechtsfehler zum Nachteil der Angeklagten A.      und 

B.        ergeben. Dagegen hält die Entscheidung des Landgerichts über die Ein-

ziehung des Wertes von Taterträgen sachlich-rechtlicher Nachprüfung nicht voll-

ständig stand. Wie die Strafkammer in den Urteilsgründen selbst ausgeführt hat, 

erweist sich die Anordnung der Einziehung des Wertes von Taterträgen bezüg-

lich des Angeklagten A.      lediglich in Höhe eines Betrages von 385.000 € und 

hinsichtlich des Angeklagten B.       in Höhe von 818.555 € als rechtsfehlerfrei. 

Nur insoweit haben die Angeklagten durch den Verkauf von Betäubungsmitteln 
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jeweils Erlöse erzielt, die der Einziehung gemäß § 73 Abs. 1, § 73c StGB unter-

liegen. Daher hat die weitergehende Einziehung des Wertes von Taterträgen zu 

entfallen. Der Senat entscheidet entsprechend § 354 Abs. 1 StPO in der Sache 

selbst (vgl. BGH, Beschluss vom 11. April 2022 – 4 StR 445/21 Rn. 7).  

4. Angesichts des nur geringfügigen Erfolgs der Revisionen ist es nicht 

unbillig, die Angeklagten A.       und B.       jeweils mit den gesamten Kosten ihres 

Rechtsmittels zu belasten (§ 473 Abs. 4 StPO). 

5. Die Prüfung des Urteils auf die Revisionen der Angeklagten K.     und 

N.             hat keinen Rechtsfehler zu deren Nachteil ergeben. 

Quentin Maatsch Scheuß 

 Momsen-Pflanz Marks 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Münster, 25.08.2022 ‒ 11 KLs-210 Js 982/20-9/21 
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